
Aktenzeichen: 4 AZR 566/91 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I.. Arbeitsgericht Hannover
II. Landesarbeitsgericht 

Niedersachsen

Urteil vom 23. September 1992
- 4 AZR 566/91 -
Urteil vom 10. Mai 1990
- 5 Ca 504/89 -
Urteil vom 10. Oktober 1991
- 14 Sa 1682/90 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Honoraranspruch eines arbeitnehmerähnlichen Redakteurs

Gesetz:
Tarifvertrag für die beim NDR beschäftigten arbeitnehmerähn­
lichen Personen vom 30. September 1977 Ziff. 5

Leitsätze:
1. Kann die Tätigkeit eines Beschäftigten nach Ziff. 5.2 
Abs. 2 des Tarifvertrages für die beim NDR beschäftigten ar­
beitnehmerähnlichen Personen nur aus wichtigem Grund beendet 
werden, so hat der Beschäftigte im Fall einer vom NDR auf 
Dauer vorgenommenen Verminderung seiner Tätigkeit um minde­
stens 50 % Anspruch auf die sich aus Ziff. 5.3 des Tarifver­
trags ergebenden Ausgleichszahlungen.
2. Dieser Anspruch auf Ausgleichszahlungen besteht nicht für Zeiten, in denen der Mitarbeiter nach einer Verminderung sei­
ner Tätigkeit um mindestens 50 % wieder in einem Umfang be­
schäftigt wird, der zwar geringer ist als im Jahr vor dieser 
Verminderung seiner Tätigkeit (BezugsZeitraum), aber mehr als 
50 % der Tätigkeit im Bezugszeitraum ausmacht.

Hinweise des Senats:
Verdienstgarantie eines arbeitnehmerähnlichen Journalisten
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4 AZR 566/91
14 Sa 1682/90 Niedersachsen

Verkündet am 
23. September 1992

Im Namen des Volkes!
U r t e i l

Bittner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd' 
liehen Verhandlung vom 23. September 1992 durch den Vorsitzenden 
Richter Schaub, die Richter Schneider und Dr. Wißmann sowie die 
ehrenamtlichen Richter Fieberg und Kamm für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom
10. Oktober 1991 - 14 Sa 1682/90 - wird zu­
rückgewiesen .

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten noch darüber, ob der Kläger über das 
seiner Tätigkeit entsprechende Honorar hinaus Anspruch auf monat­
liche Vergütung in Höhe seines in der Zeit vom 1. August 1987 bis 
zum 31. Juli 1988 durch Tätigkeit für den Beklagten erzielten 
Durchschnittsentgelts hat.

Der im Zeitpunkt der Klageerhebung am 30. Oktober 1989 
55 Jahre alte Kläger ist seit 1958 als freier Mitarbeiter für den 
Beklagten tätig, und zwar als Redakteur/Reporter im Hörfunkbe­
reich im Landesfunkhaus NiederSachsen in Hannover. Die Höhe der 
Honorare, die der Kläger für seine Tätigkeit vom Beklagten er­
hielt, bewegten sich in den Jahren 1978 bis 1987 zwischen 
66.723,90 DM (für 1982) und 117.909,84 DM (für 1987).

Seit dem 1. August 1988 wurde der Kläger, nachdem beim Lan­
desfunkhaus in Hannover der Hörfunk-Chef gewechselt hatte, nicht 
mehr wie vorher eingesetzt. Inder Zeit vom 1. August 1988 bis 
zum 31. Juli 1989 wurde sein Arbeitseinsatz im Vergleich zum 
Durchschnitt der 12 vorangegangenen Kalendermonate um mehr als 
50 % vermindert. Daraufhin zahlte der Beklagte dem Kläger für den
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Zeitraum vom 1. August 1988 bis zum 31. Juli 1989 zusätzlich den 
Differenzbetrag zwischen dem durch seine tatsächliche Tätigkeit 
erzielten Honorar und dem monatlichen Durchschnittseinkommen in 
der Zeit vom 1. August 1987 bis zum 31. Juli 1988. Seit dem
1. August 1989 ist der Kläger zwar weiterhin nicht mehr im frü­
heren Umfang, aber wieder mit mehr als 50 % seiner in der Zeit 
vom 1. August 1987 bis 31. Juli 1988 geleisteten Tätigkeit ein­
gesetzt. Zahlungen zum Ausgleich der Differenz zwischen dem seit 
dem 1. August 1989 erzielten Honorar und dem monatlichen Durch­
schnittseinkommen in der Zeit vom 1. August 1987 bis zum 31. Juli 
1988 hat der Beklagte abgelehnt.

Der Kläger ist Mitglied der IG Medien. Er hat die Auffassung 
vertreten, seine Tätigkeit beim Beklagten sei als diejenige einer 
arbeitnehmerähnlichen Person anzusehen. Er falle daher unter den 
Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Personen von 1977, den der 
Beklagte u.a. mit der RFFU, die inzwischen in der IG Medien auf- 
gegangen ist, abgeschlossen hat. Aufgrund des Tarifvertrages habe 
er, nachdem seine Tätigkeit beim Beklagten nach dem 31. Juli 1988 
um über 50 % vermindert worden sei, seither Anspruch auf Entgelt 
in der Höhe, die dem monatlichen Durchschnittsentgelt in der Zeit 
vom 1. August 1987 bis zum 31. Juli 1988 entspreche.

Hilfsweise hat der Kläger vorgetragen, er stehe in einem Ar- 
beitsverhältnis zum Beklagten. Aus diesem stehe ihm die Vergütung 
eines Ersten Redakteurs nach der Vergütungsgruppe 1 der Vergü­
tungsordnung zu dem zwischen dem Beklagten und u.a. der RFFU ge­
schlossen Manteltarifvertrag zu.
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Der Kläger hat beantragt
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1. festzustellen, daß zwischen den Parteien ein 
ungekündigtes Vertragsverhältnis i.S. des Ta­
rifvertrages für arbeitnehmerähnliche Personen 
besteht,

2. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet 
ist, dem Kläger monatliche Vergütung entspre­
chend dem Durchschnittsentgelt, das der Kläger 
im Zeitraum 1. August 1987 bis 31. Juli 1988 bezogen hat, unter Anrechnung dessen, was der 
Kläger durch Verwertung des vom NDR nicht in 
Anspruch genommenen Teils seiner Arbeitskraft 
aus einer gleichartigen Tätigkeit für Rund­
funkzwecke zusätzlich verdient hat, zu zahlen, 
wobei der Kläger verpflichtet ist, entspre­
chende, ihm zeitlich und fachlich zumutbare 
Tätigkeiten auszuüben,

3. hilfsweise festzustellen, daß zwischen den 
Parteien ein Anstellungsverhältnis i.S. des 
geltenden ManteltarifVertrages besteht, sowie weiterhin festzustellen, daß dem Kläger die 
Tätigkeit und die Vergütung eines Ersten Re­
dakteurs i.S. der Vergütungsgruppe 1 mit Wir­
kung ab 1. August 1989 zusteht.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat die Auffassung vertreten, der Kläger sei 
keine arbeitnehmerähnliche Person. Im übrigen ergebe sich aus dem 
Tarifvertrag kein Anspruch auf Entgeltzahlung in der vom Kläger 
geltend gemachten Höhe. Nach dem Tarifvertrag sei die dort für 
den Fall, daß die Inanspruchnahme um mindestens 50 % vermindert 
wird, vorgesehene Sicherung des Entgelts auf ein Jahr begrenzt.

Zum Hilfsantrag hat der Beklagte vorgetragen, daß dem Kläger 
ein Arbeitsverhältnis als Redakteur angeboten worden sei, das er 
jedoch abgelehnt habe. Für die vom Kläger ausgeübte Tätigkeit
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lasse sich im übrigen aus der Vergütungsordnung zum Manteltarif­
vertrag ein Anspruch auf Eingruppierung in die Vergütungsgruppe 1 
nicht ableiten.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung des Beklagten hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des 
Arbeitsgerichts abgeändert und den Feststellungsantrag zu 2 abge­
wiesen; im übrigen hat es die Berufung zurückgewiesen. Mit der 
vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klä­
ger den Klageantrag zu 2 sowie den Hilfsantrag weiter. Der Be­
klagte beantragt Zurückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Kläger hat keinen An­
spruch auf Fortzahlung des im Zeitraum vom 1. August 1987 bis zum 
31. Juli 1988 bezogenen Durchschnittsentgelts. Der Kläger hat 
auch keinen Anspruch auf Vergütung als ein in einem Arbeitsver­
hältnis zum Beklagten stehender Redakteur.

I. Der noch im Streit befindliche Hauptantrag des Klägers ist 
zulässig. Das nach § 46 Abs. 2 ArbGG, § 256 Abs. 1 ZPO erforder­
liche besondere Rechtsschutzinteresse des Klägers an der Fest­
stellung, daß er Anspruch auf Vergütung entsprechend dem im Zeit­
raum vom 1. August 1987 bis zum 31. Juli 1988 bezogenen Durch­
schnittsentgelt unter Anrechnung anderweit erzielten Arbeitsein- 
kommmens habe, liegt vor.
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Eine Leistungsklage auf Zahlung des fälligen Entgelts würde 
den Streit nicht erschöpfen. Der Antrag ist nämlich auch in die 
Zukunft gerichtet, ohne daß die künftigen Entgeltansprüche be­
reits beziffert werden könnten, weil sie in ihrer Höhe jeweils 
von der Erzielung anderweitigen Arbeitseinkommens abhängig sein 
sollen. Hinzu kommt, daß davon auszugehen ist, daß der Beklagte 
als Anstalt des öffentlichen Rechts auch ein Feststellungsurteil 
als für sich verbindlich ansehen wird, auch wenn kein vollstreck­
barer Titel vorliegt. Daher ist nach den Besonderheiten des vor­
liegenden Falles von einer Feststellungsklage eine prozeßwirt­
schaftlich sinnvolle Entscheidung zu erwarten (vgl. Senatsurteil 
vom 28. September 1977 - 4 AZR 743/76 - AP Nr. 4 zu § 1 TVG Ta­
rifverträge: Rundfunk; BAG Urteil vom 27. November 1986 - 8 AZR 
163/84 - AP Nr. 13 zu § 50 BAT).

II. Der Kläger stützt seinen noch im Streit befindlichen Haupt­
antrag auf den vom Beklagten abgeschlossenen Tarifvertrag für ar­
beitnehmerähnliche Personen. Das Landesarbeitsgericht hat in sei­
nem - insoweit rechtskräftigen - Urteil festgestellt, daß zwi­
schen den Parteien ein ungekündigtes Vertragsverhältnis i.S. die­
ses Tarifvertrags besteht. Dieses Vertragsverhältnis unterliegt 
dem genannten Tarifvertrag aufgrund der OrganisationsZugehörig­
keit des Klägers, und weil der Beklagte Partei des Tarifvertrags 
ist.

1. Die Bestimmungen des Tarifvertrages, die für den vom Kläger 
geltend gemachten Anspruch maßgeblich sind, lauten:
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"5.2 Beabsichtigt der NDR die Tätigkeit des
Mitarbeiters zu beenden oder auf Dauer um 
mindestens 50 % zu vermindern» so muß der 
NDR ihm dieses vorher schriftlich mittei- 
len, wenn der Mitarbeiter mindestens 1 Jahr 
für den NDR wiederkehrend tätig war und im 
laufenden oder vorangegangenen Kalenderjahr 
einen vollen Jahresurlaubsanspruch gegen 
den NDR berechtigt geltend gemacht hatte. 
Die Frist beträgt einen Monat; sie verlän­
gert sich auf 2 Monate nach einem weiteren 
Jahr, in dem der Mitarbeiter für den NDR 
wiederkehrend tätig war (Beschäftigungs­
jahr) , 3 Monate nach 5 Beschäftigungsjäh­
ren, 12 Monate nach mehr als 10 Beschäfti­
gungsjahren.
Ist ein Beschäftigter wiederkehrend min­
destens 25 Jahre für den NDR tätig gewesen 
oder hat er das 55. Lebensjahr vollendet 
und ist er seit mindestens 15 Jahren wie­
derkehrend für den NDR beschäftigt gewesen, 
so kann seine Tätigkeit beim NDR nur aus 
einem wichtigen Grund i.S.von § 626 BGB be­
endet werden.

5.3 Innerhalb der Fristen nach Ziff. 5.2 hat der Mitarbeiter bis zur Beendigung des ar­
beitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses An­
spruch auf die tariflichen Leistungen, hin­
sichtlich des Entgeltes auf das monatliche 
Durchschnittsentgelt des Vorjahres, mit der Verpflichtung zur Ausübung entsprechender, 
ihm zeitlich und fachlich zumutbarer Tätig­
keiten. Auf dieses Entgelt muß sich der 
Mitarbeiter anrechnen lassen, was er in 
dieser Zeit durch Verwertung des vom NDR 
nicht in Anspruch genommenen Teiles seiner 
Arbeitskraft aus einer gleichartigen Tätig­
keit für Rundfunkzwecke zusätzlich ver­
dient. . .

5.4 Wenn eine Mitteilung nach Ziff. 5.2 nicht 
erfolgt, beginnt der Zeitraum für die Fort­
zahlung mit Beendigung/Einschränkung der 
letzten Tätigkeit.

II
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2. Das Landesarbeitsgericht hat aus diesen Bestimmungen herge­
leitet, daß der Kläger gegen eine Verminderung seiner Tätigkeit 
um mindestens 50 % in gleicher Weise geschützt sei wie gegen eine 
völlige Beendigung. Wenn auch der Tarifvertrag insoweit keine 
ausdrücklichen Vorschriften enthalte, so ergebe sich dies doch 
aus dem tariflichen Gesamtziisammenhang. Somit sei, da der Kläger 
wiederkehrend über 25 Jahre für den NDR tätig gewesen sei, die 
Verminderung seiner Tätigkeit um mehr als 50 % unzulässig gewesen 
mit der Folge, daß der Kläger Anspruch auf Beschäftigung und 
Vergütung wie zur Zeit vor dieser Verminderung gehabt habe.

Dennoch stehe dem Kläger der geltend gemachte Anspruch nicht 
zu, denn seit dem 1. August 1989 mache seine Tätigkeit für den 
Beklagten wieder mehr als 50 % des Umfangs seiner Inanspruchnahme 
in der Zeit vor dem 1. August 1988 aus. Eine Verminderung der Be­
schäftigung um weniger als 50 % sei nach dem Tarifvertrag aber 
möglich und führe nicht zu Ausgleichsansprüchen.

3. Dem ist im Ergebnis und im wesentlichen auch in der Begrün­
dung zuzustimmen.

a) Das zwischen den Parteien bestehende Vertragsverhältnis un­
terliegt dem besonderen Bestandsschutz der Ziff. 5.2 Abs. 2 des 
Tarifvertrages, denn der Kläger ist seit mehr als 25 Jahren wie­
derkehrend für den NDR tätig gewesen.

b) Der Kläger ist aufgrund dieser langjährigen Tätigkeit auch 
gegen Verdiensteinbußen geschützt, die sich daraus ergeben, daß 
seine Tätigkeit um 50 oder mehr Prozent vermindert wird.
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aa) Zwar enthält der Tarifvertrag nur für Vertragsverhältnisse, 
die nicht die Voraussetzungen für den besonderen Bestandsschutz 
nach Ziff. 5.2 Abs. 2 erfüllen, in Ziff. 5.2 Abs. 1 eine aus­
drückliche Regelung sowohl der Beendigung als auch der dauer­
haften Verminderung der Tätigkeit des Mitarbeiters um mindestens 
50 %. Dagegen ist in 5.2 Abs. 2 für die dort genannten besonders 
geschützten Vertragsverhältnisse lediglich das Verbot der ordent­
lichen Beendigung ausdrücklich angesprochen. Für den Fall, daß 
die Tätigkeit eines nach Ziff. 5.2 Abs. 2 vor der ordentlichen 
Beendigung des Vertragsverhältnisses geschützten Mitarbeiters des 
Beklagten um mindestens 50 % vermindert wird, fehlt es im Tarif­
vertrag dagegen an einer ausdrücklichen Bestimmung. Er bedarf 
insoweit der Auslegung.

Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrages 
folgt den für die Auslegung von Gesetzen geltenden Regeln. Auszu­
gehen ist zunächst vom Tarifwortlaut. Zu erforschen ist der maß­
gebliche Sinn der Erklärung, ohne am Buchstaben zu haften. Der 
wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien ist über den reinen 
Wortlaut hinaus mitzuberücksichtigen, soweit er in den tarifli­
chen Normen seinen Niederschlag gefunden hat. Abzustellen ist 
ferner auf den tariflichen GesamtZusammenhang, weil dieser An­
haltspunkte für den wirklichen Willen der Tarifvertragsparteien 
liefern und nur so der Sinn und Zweck der Tarifnorm zutreffend 
ermittelt werden kann (ständige Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts, vgl. BAGE 42, 86, 89 = AP Nr. 128 zu § 1 TVG Aus­
legung; BAGE 46, 308, 313 = AP Nr. 135 zu § 1 TVG Auslegung; BAGE 
60, 219, 223 f. = AP Nr. 127 zu § 611 BGB Gratifikation).
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bb) Aus dem tariflichen Gesamtzusammenhang und aus dem in den 
tariflichen Normen zum Ausdruck gekommenen Willen der Tarifver­
tragsparteien ergibt sich, daß der Tarifvertrag Mitarbeiter, die 
in einem in ziff. 5.2 Abs. 2 bezeichneten langjährigen Vertrags­
verhältnis stehen, nicht nur gegen eine Beendigung dieses Ver­
tragsverhältnisses , sondern auch gegen eine Verminderung ihrer 
Tätigkeit um 50 oder mehr Prozent schützen will.

Dies ergibt sich zum einen aus der in Ziff. 5 enthaltenen 
ausdrücklichen Gleichstellung der dauerhaften Verminderung der 
Tätigkeit um mindestens 50 % mit einer völligen Beendigung dieser 
Tätigkeit: Für beide Fälle schreibt Ziff. 5.2 Abs. 1 die Rechts­
folge vor, daß der Beklagte bei einer solchen Maßnahme bestimmte, 
nach der Beschäftigungsdauer abgestufte Fristen einzuhalten hat. 
Weiter wird in Ziff. 5.4 für die Bestimmung des Beginns des Fort­
zahlungszeitraums die Einschränkung der Tätigkeit ausdrücklich 
der Beendigung gleichgestellt.

Der Grund für diese Gleichsetzung ist darin zu sehen, daß es 
bei einem derartigen Vertragsverhältnis, anders als beim Arbeits­
verhältnis , in der Regel an einer vertraglichen oder tarifver­
traglichen Festlegung des Umfangs der Tätigkeit fehlt. Der bloße 
Fortbestand des Vertragsverhältnisses kann daher zur Sicherung 
der Höhe der Entgeltansprüche des Mitarbeiters nicht ausreichen; 
hinzu kommen muß vielmehr, daß die Tätigkeit des Mitarbeiters im 
Rahmen des Vertragsverhältnisses auch in einem gewissen Umfang in 
Anspruch genommen wird.
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Daher bedarf es auch der in Ziff. 5.3 enthaltenen Regelung, 
wonach der Mitarbeiter während der bei einer Maßnahme nach 
Ziff. 5.2 einzuhaltenden Fristen Anspruch auf Entgelt in Höhe des 
monatlichen Durchschnittsentgelts des Vorjahres hat. Ausdrücklich 
ist in diesem Zusammenhang zwar nur die Beendigung des Rechtsver­
hältnisses genannt. Ziff. 5.3 muß aber in gleicher Weise auch auf 
die Verminderung der Tätigkeit um mindestens 50 % anwendbar sein, 
wie sich schon aus der ausdrücklichen Nennung der Einschränkung 
der Tätigkeit in der auf Zahlungen nach Ziff. 5.3 bezogenen Vor­
schrift der Ziff. 5.4 ergibt. Hinzu kommt, daß anderenfalls eine 
fristlose Verminderung der Inanspruchnahme des Mitarbeiters ohne 
Entgeltausgleich möglich und damit die in Ziff. 5.2 Abs. 1 ent­
haltene und in Ziff. 5.3 in Bezug genommene Festlegung von Fri­
sten insoweit praktisch bedeutungslos wäre. Da dies von den Ta­
rifvertragsparteien nicht gewollt sein kann, ist die in Ziff. 5.3 
enthaltene Verweisung auf die "Fristen nach Ziff. 5.2" dahin zu 
verstehen, daß damit für die beiden in Ziff. 5.2 Abs. 1 geregel­
ten Fallgruppen, also sowohl die Beendigung des Vertragsverhält­
nisses als auch die Verminderung der Tätigkeit des Mitarbeiters 
um mindestens 50 %, in Ziff. 5.3 ein Anspruch auf Ausgleichs­
zahlung enthalten sein soll.

Diese sich aus dem tariflichen Gesamtzusammenhang abzulei­
tenden Wertungen sind auch für die Auslegung der Schutzvorschrift 
der Ziff. 5.2 Abs. 2 des Tarifvertrages maßgeblich. Da der bloße 
rechtliche Fortbestand des Vertragsverhältnisses ohne die Beibe­
haltung eines Mindestmaßes der Beschäftigung des Mitarbeiters 
weitgehend wertlos wäre, kann die Bestimmung ihrem auf den dauer-
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haften Schutz des tatsächlichen Bestandes eines langjährigen Ver­
tragsverhältnisses gerichteten Zweck nur gerecht werden, wenn sie 
durch eine entsprechende Schutznorm hinsichtlich des Umfangs der 
Beschäftigung - und damit auch der Entgeltansprüche - ergänzt 
wird. Die tarifvertraglichen Regelungen wären in sich wider­
sprüchlich, wenn ein nach Ziff. 5.2 Abs. 2 gegen seine rechtliche 
Beendigung geschütztes Vertragsverhältnis dauerhaft auf einen un­
bedeutenden Restbestand vermindert und damit faktisch beendet 
werden könnte, ohne daß der betroffene Mitarbeiter für den Zeit­
raum dieser Verminderung einen entsprechenden Ausgleich fordern 
könnte. Der in Ziff. 5.2 Abs. 2 enthaltene und von den Tarifver­
tragsparteien ausdrücklich gewollte Bestandsschutz würde damit 
faktisch leerlaufen.

cc) Der Beklagte wendet zwar gegen die Einbeziehung einer dauer­
haften Verminderung der Tätigkeit um mindestens 50 % in den 
Schutzbereich der Ziff. 5.2 Abs. 2 des Tarifvertrages ein, nach 
einer solchen Verminderung fehle es an der für ein arbeitnehmer­
ähnliches Rechtsverhältnis kennzeichnenden wirtschaftlichen Ab­
hängigkeit und sozialen Schutzbedürftigkeit des Mitarbeiters, 
weil er nunmehr seine Arbeitskraft anderweitig verwerten könne. 
Mit diesem Einwand wird aber übersehen, daß Schutzgegenstand der 
Ziff. 5.2 Abs. 2 des Tarifvertrags das Vertragsverhältnis in 
seinem vor der Maßnahme des NDR vorhandenen Bestand ist, nicht 
dagegen der nach der Maßnahme noch vorhandene Restbestand. Dies 
ergibt sich aus dem ausdrücklich in Ziff. 5.2 Abs. 2 des Tarif­
vertrages enthaltenen Beendigungsverbot, das die Mitarbeiter 
gerade vor Maßnahmen des NDR schützen soll, die zur Beendigung
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ihrer Tätigkeit und damit zur freien anderweitigen Verfügbarkeit 
ihrer Arbeitskraft führen würden.

c) Es kann dahinstehen, ob, wie das Berufungsgericht meint, die 
dauerhafte Verminderung der Beschäftigung eines nach Ziff. 5.2 
Abs. 2 des Tarifvertrages geschützten Mitarbeiters um 50 oder 
mehr Prozent unzulässig ist oder ob sie zwar zulässig, aber mit 
einem Ausgleichsanspruch nach Ziff. 5.3 verbunden ist. Im hier zu 
entscheidenden Fall kam es nur auf die Frage an, ob ein langjäh­
riger Mitarbeiter des NDR vom Tarifvertrag gegen die mit einer 
solchen Verminderung der Inanspruchnahme verbundene Einbuße an 
Vergütung geschützt wird. Insoweit kann der oben [b) bb)] darge­
stellte Wertungswiderspruch jedenfalls dann vermieden werden, 
wenn der Beklagte zwar auch bei den in Ziff. 5.2 Abs. 2 bezeich­
ne ten Mitarbeitern die Möglichkeit behält, ihre Tätigkeit um min­
destens 50 % zu vermindern, wenn er aber in Analogie zu Ziff. 5.3 
für die Zeit einer solchen Verminderung dem Mitarbeiter das Ent­
gelt schuldet, das dem monatlichen Durchschnitt des Entgelts im 
Jahr vor der Verminderung entspricht. Zur Sicherung der Vergütung 
ist eine darüber hinausgehende Analogie zu Ziff. 5.2 Abs. 2 des 
Tarifvertrages, wonach unter den dort genannten Voraussetzungen 
neben der Beendigung des Vertragsverhältnisses auch die Vermin­
derung der Tätigkeit des Mitarbeiters um mindestens 50 % ausge­
schlossen und damit dem Mitarbeiter ein entsprechendes Arbeits­
entgelt gewährleistet wäre, nicht erforderlich.

d) Der Kläger kann aber unabhängig davon, ob die Verminderung 
seiner Tätigkeit um 50 oder mehr Prozent nach Ziff. 5.2 Abs. 2
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unzulässig ist oder nur zu einem Ausgleichsanspruch nach 
Ziff. 5.3 führt, für die Zeit nach dem 1. August 1989 keine Ver­
gütung entsprechend dem von ihm im Zeitraum vom 1. August 1987 
bis zum 31. Juli 1988 bezogenen Durchschnittsentgelt verlangen, 
denn seit dem 1. August 1989 ist der Umfang seiner Tätigkeit 
wieder auf mehr als 50 % seiner Inanspruchnahme in der Zeit vom 
1. August 1987 bis zum 31. Juli 1988 gestiegen.

aa) Die analoge Anwendung des in Ziff. 5.2 Abs. 2 enthaltenen 
Beendigungsverbots auf die Verminderung der Tätigkeit um minde­
stens 50 % führt, wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ange­
nommen hat, lediglich dazu, daß das Rechtsverhältnis so wie vor 
der Maßnahme weiter besteht. Damit ist es aber dem Beklagten 
nicht verwehrt, den Kläger in einem um bis zu 49 % verminderten 
Umfang in Anspruch zu nehmen. Der Tarifvertrag enthält für diesen 
Fall weder ein Verbot noch Ansprüche auf Ausgleichszahlungen.

bb) Nichts anderes gilt für den Fall, daß die Verminderung der 
Tätigkeit eines langjährigen Mitarbeiters um mindestens 50 % zwar 
zulässig ist, aber zu einem Ausgleichsanspruch analog Ziff. 5.3 
des Tarifvertrages führt. Der Kläger kann sich insoweit nicht auf 
den Wortlaut von Ziff. 5.3 ("... bis zur Beendigung des arbeit­
nehmerähnlichen Rechtsverhältnisses Anspruch ... auf das monat­
liche Durchschnittsentgelt des Vorjahres ...") berufen und gel­
tend machen, er habe bis zur Beendigung seiner Tätigkeit beim NDR 
Anspruch auf Vergütung in Höhe des vom 1. August 1987 bis zum 
31. Juli 1988 bezogenen Durchschnittsentgelts, weil der Beklagte
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vom 1. August 1988 bis zum 31. Juli 1989 seine Beschäftigung um 
mehr als 50 % vermindert hat.

Wenn - auch ohne ausdrückliche Regelung - dem Zusammenhang 
und dem Zweck der in Ziff. 5.2 und 5.3 enthaltenen Tarifnormen 
ein Anspruch auf Sicherung des Entgelts für den Fall, daß die 
Tätigkeit um mindestens 50 % vermindert wird, zu entnehmen ist, 
so muß auch bezüglich des Umfangs dieses Anspruchs, soweit er 
nicht ausdrücklich in Ziff. 5.3 festgelegt ist, auf Zweck und 
Regelungszusammenhang der ziff. 5.2 und 5.3 abgestellt werden. 
Dagegen kann der Umfang des aus einer entsprechenden Anwendung 
einer Tarifnorm gewonnenen Anspruchs nicht nach deren Wortlaut 
bestimmt werden, soweit der Wortlaut - hier: Anspruch auf Ent­
geltsicherung "bis zur Beendigung des arbeitnehmerähnlichen 
Rechtsverhältnisses" - nur durch den von der Norm ausdrücklich 
geregelten Fall geprägt ist und daher anderen Fallgestaltungen 
nicht gerecht werden kann, die aufgrund analoger Anwendung in den 
Regelungsbereich dieser Norm einbezogen werden.

Zwar soll der Mitarbeiter in einem von dem Tarifvertrag ge­
regelten Vertragsverhältnis angesichts der für dieses typischen 
und auch im zu entscheidenden Fall vorliegenden erheblichen 
Schwankungen hinsichtlich des Umfangs der Tätigkeit nur gegen 
deren dauerhafte Verminderung um mindestens 50 % sowie gegen die 
völlige Beendigung durch Ankündigungsfristen (Ziff. 5.2 Abs. 1), 
ein Verbot der Maßnahme (Ziff. 5.2 Abs. 2) sowie durch die Wei­
terzahlung des unverminderten Entgelts (Ziff. 5.3) geschützt wer­
den. Eine Verminderung der Tätigkeit um weniger als 50 % soll der
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Mitarbeiter dagegen hinnehmen müssen. Der Tarifvertrag enthält 
insoweit weder Bestimmungen zur Sicherung des Arbeitsentgelts 
noch sonstige Schutzvorschriften.

Entgegen der Auffassung des Klägers kann für Zeiten einer um 
weniger als 50 % verminderten Tätigkeit auch dann nichts anderes 
gelten, wenn vor diesen Zeiten die Tätigkeit um mehr als 50 % 
vermindert worden und hierfür auch Entgeltausgleich nach 
Ziff. 5.3 gezahlt worden ist. Mit der Zahlung des Entgeltaus­
gleichs für die Zeit der Verminderung um über 50 % ist dem 
Schutzzweck des Tarifvertrags Genüge getan. Der Tarifvertrag ent­
hält keinen Gesichtspunkt dafür, daß in diesen Fällen auch die 
spätere Verminderung um weniger als 50 % in den Schutzbereich der 
Ziff. 5.3 einzubeziehen und der Betroffene damit besserzustellen 
wäre als andere Mitarbeiter, deren Tätigkeit um weniger als 50 % 
vermindert worden ist, ohne vorher um mindestens 50 % vermindert 
gewesen zu sein.

III.1. Der Hilfsantrag des Klägers ist unzulässig, soweit die 
Feststellung begehrt wird, daß ein Arbeitsverhältnis besteht. Der 
Kläger ist insoweit durch das angefochtene Urteil nicht be­
schwert, denn das Landesarbeitsgericht hat entsprechend seinem 
Antrag das Bestehen eines Vertragsverhältnisses i.S. des Tarif­
vertrags für die beim NDR beschäftigten arbeitnehmerähnlichen 
Personen festgestellt. Damit ist die Feststellung, daß ein Ar­
beitsverhältnis besteht, ausgeschlossen.
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Die antragsgemäße Feststellung des Landesarbeitgerichts über 
das Bestehen des Vertragsverhältnisses als arbeitnehmerähnliche 
Person beschwert den Kläger auch nicht etwa deshalb, weil das 
Landesarbeitsgericht den mit dem Statusantrag des Klägers verbun­
denen Antrag auf Feststellung eines Entgeltanspruchs abgewiesen 
hat. Der Statusantrag des Klägers konnte nicht unter die Bedin­
gung gestellt werden, daß der Kläger auch mit seinem Feststel­
lungsantrag hinsichtlich des Entgelts durchdringen werde (vgl.BAG 
Urteil vom 14. Februar 1979 - 5 AZR 490/77 - AP Nr. 32 zu § 611 
BGB Abhängigkeit).

2. Soweit der Kläger hilfsweise Arbeitsentgelt als Redakteur 
nach Vergütungsgruppe 1 des Manteltarifvertrags fordert, fehlt es 
schon an der schlüssigen Darlegung der AnspruchsvorausSetzungen, 
da der Kläger nach der seinem eigenen Vorbringen entsprechenden 
Feststellung des Landesarbeitsgerichts kein Arbeitnehmer ist, 
sondern in einem Vertragsverhältnis als arbeitnehmerähnliche Per­
son steht.

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Schaub
Fieberg

Schneider Dr. Wißmann
Kamm
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